
ja schon die Akten wieder beim Rechtsmittelgericht ge­
legen haben. Das alles muß durch Kurier geschehen, 
und es bedeutet gar keine Verzögerung, da es noch 
innerhalb der Rechtsmittelfrist geschieht.

Noch einige kurze Bemerkungen über die Zustellung 
des Urteils. § 282 Abs. 2 schreibt vor:

„Dem Staatsanwalt und dem Angeklagten, denen 
das Urteil mit Gründen noch nicht zugestellt war, 
ist es nach Einlegung dieser Rechtsmittel zuzu­
stellen.“

Ein Bezirksgericht hatte geglaubt, daß die sofortige Ak­
tenübersendung nach Einlegung des Rechtsmittels das 
Gericht von der Verpflichtung entbindet, das Urteil zu­
zustellen. Die Akten wurden dem Obersten Gericht zu­
geschickt, ohne daß die Bestimmung des § 282 Abs. 2 
berücksichtigt worden war, und die Zustellung mußte 
nun durch das Oberste Gericht vorgenommen werden. 
Natürlich braucht bei der Zustellung nicht die Rückkehr 
der Zustellungsurkunde abgewartet zu werden, aber es 
ist notwendig, daß das Gericht erster Instanz, wenn ein 
Rechtsmittel eingelegt ist, zunächst einmal das Urteil 
zustellt und dann die Akten sofort dem Rechtsmittelge­
richt vorlegt.

Schließlich noch ein paar Worte zum Protokoll (§ 229). 
Es ist falsch, das Protokoll stenografisch aufzunehmen. 
Das führt erstens zu einer Belastung des Gerichts erster 
Instanz, weil das Protokoll ja binnen 24 Stunden unter­
schrieben sein muß, und es ist nicht einfach, ein läng- 
geres Protokoll, das stenografisch aufgenommen wurde, 
zu übertragen, dann die Richtigkeit nachzuprüfen, sich 
über eventuelle Änderungen zu einigen usw. Es bedeu­
tet zweitens auch für das Rechtsmittelgericht eine Be- _ 
lastung, weil das Protokoll mit als Grundlage für seine 
Urteilsfindung dient und auch bei Beginn der Haupt­
verhandlung zu verlesen ist, soweit es eben von Bedeu­
tung ist; dann wirkt ein so ewig langes Protokoll mit 
vielen überflüssigen Dingen nur hinderlich. Das Proto­
koll muß den Gang und Inhalt der Hauptverhandlung 
im wesentlichen wiedergeben und die Einhaltung aller 
zwingenden Verfahrensvorschriften nachweisen. Der 
Protokollführer muß bei der Abfassung des Pro­
tokolls selbständig denken und erkennen, worauf 
es ankommt. Der Vorsitzende hat ihm dabei zu helfen; 
soweit es auf eine wörtliche Protokollierung ankommt, 
muß er von der Bestimmung des § 229 Abs. 4 Gebrauch 
machen, die vollständige Protokollierung diktieren und 
dann kontrollieren, ob sie richtig niedergeschrieben ist. 
Das ist besonders wichtig, weil die Vereidigung des 
Zeugen auf bestimmte Punkte beschränkt werden kann. 
Die Bestimmung des § 228, nach der das Protokoll in­
nerhalb von 24 Stunden vom Vorsitzenden und Proto­
kollführer zu unterschreiben ist, bietet dem Vorsitzenden 
die beste Möglichkeit, die nötigen Anweisungen und 
Anleitungen zu geben und Erziehungsarbeit an dem 
Protokollführer zu leisten. Wenn er nämlich das Proto­
koll durchliest, dann ist der Protokollführer dabei, und 
der Vorsitzende kann nun seine Hinweise geben: dies 
muß im Protokoll stehen, jenes ist überflüssig. So wird 
der Protokollführer aus der Besprechung lernen, wie 
ein Protokoll wirklich auszusehen hat.

Es ist ferner wichtig, im Protokoll auch die Uhrzeit 
der Urteilsverkündung anzugeben. Das ist bisher in den 
Protokollen noch nicht geschehen. Die Uhrzeit der Ur­
teilsverkündung ist einmal wesentlich wegen der 24- 
Stunden-Frist des § 148 für die Protesteinlegung bei der 
erneuten Verhaftung, und zum anderen wegen des § 228, 
damit kontrolliert werden kann, ob das Protokoll tat­
sächlich binnen 24 Stunden unterschrieben worden ist.

Was bisher über das Protokoll gesagt wurde, gilt auch 
für die Protokolle des Ermittlungsverfahrens, weil auch 
diese Protokolle zum Zwecke des Beweises im Ver­
fahren verlesen werden können. Das hat natürlich nur 
dann einen Sinn, wenn sie vollständig sind, wenn sie 
in ihrer Fassung klar sind und nichts Wesentliches aus- 
lassen.

Das sind die Punkte1, die ich hier erörtern wollte und 
die sich zum großen Teil schon aus der ganz kurzen 
Praxis des Obersten Gerichts als Berufungsgericht er­
geben haben.

Wir müssen bei allen Fragen, die bei uns auftauchen, 
zunächst einmal klar machen: welches sind die Prin­
zipien unserer Strafprozeßordnung, welches sind die 
Grundbestimmungen, und welches ist der Wille unserer

sozialistischen Gesetze? Wenn wir uns diese Fragen bei 
jedem Zweifel, der bei uns auftaucht, vorlegen und sie 
entsprechend den Prinzipien und Grundbestimmungen 
der Strafprozeßordnung beantworten, so werden wir in 
der Lösung dieser Fragen nicht fehlgehen. Wir gehen 
nur dann fehl, wenn wir etwa frühere bürgerliche Kom­
mentatoren danach fragen, wie sie zu bestimmten Pro­
blemen Stellung genommen haben. Sie können uns bei 
der Anwendung unserer sozialistischen Gesetze auch 
nicht die Spur von Hilfe leisten, sondern unser sozia­
listisches Bewußtsein und unsere Kenntnis auf dem Ge­
biete des Rechts und der Gesellschaftswissenschaften 
werden uns den Weg zeigen, die Zweifelsfragen, die bei 
unserer Arbeit auftauchen, richtig zu lösen. Dann 
werden wir auch unsere Gesetze zu dem machen können, 
was sie sein wollen und sein müssen: Hebel beim Auf­
bau des Sozialismus.

Im Anschluß an die Referate wurde von den Teil­
nehmern der Tagung eine große Anzahl Fragen zur 
Anwendung der beiden Gesetze sowie zur Anwen­
dung der Zivilprozeß-Angleichungsverordnung gestellt, 
und auf Veranlassung von Minister Fechner äußerten 
sich einige Kreisgerichtsdirektoren zum Problem der 
sofortigen Urteilsabsetzung (vgl. S. 497). In diesem Zu­
sammenhang erklärte zur Frage der Urteilsabsetzung 
und der Urteilsform

Vizepräsident Dr. Hilde Benjamin:

Kollegen! Ich möchte nur als Vorsitzende eines Senats 
noch einige Worte zu der Frage des § 225 sagen. Zu­
nächst möchte ich betonen, daß die Frage der Urteilsab­
setzung in der Beratung keine Frage der Technik ist. 
Wenn sie in der Begründung zur Strafprozeßordnung 
als geradezu revolutionierende Maßnahme bezeichnet 
ist, so kommt darin schon zum Ausdruck, daß diese Be­
stimmung etwas qualitativ Neues und unseren Straf­
prozeß besonders Charakterisierendes enthält. Sie ist 
ein besonderer Ausdruck dafür, daß die Beschleuni­
gung unseres Verfahrens eine Sache unserer Gesetz­
lichkeit ist. Sie bringt durch die Einheit von Verhand­
lung und Beratung die Zuverlässigkeit der richterlichen 
Feststellungen, das heißt das Prinzip der Erforschung 
der materiellen Wahrheit, zum Ausdruck, sie bestätigt 
die Stellung der Schöffen als gleichberechtigte Richter 
dadurch, daß sie auch an der schriftlichen Begründung 
des Urteils mitwirken und das Urteil mit unterschrei­
ben. Deshalb sind wir der Ansicht, daß die Bestim­
mung des § 225 unserer neuen Strafprozeßordnung für 
alle Gerichte gilt, auch für das Oberste Gericht und 
auch für den ersten Strafsenat des Obersten Gerichts.

Es wurde nun die Frage gestellt, wie die Urteils­
gründe abgefaßt werden sollen. Kollegen, wir haben 
damit noch keine Erfahrung, das heißt, wir haben nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes noch keine Verfahren 
im ersten Strafsenat geführt. Aber wir haben uns auch 
schon vorher Gedanken darüber gemacht, wie wir von 
unserer bisherigen Urteilsform loskommen können, Ge­
danken, die sich für mich persönlich besonders ver­
stärkt haben, nachdem ich im Frühjahr an der Studien­
delegation nach der Sowjetunion teilgenommen hatte. 
Aber ich muß ganz offen sagen: bei all den Diskussio­
nen, die wir in der Sowjetunion geführt haben, und auch 
noch in den ersten Wochen nach unserer Rückkehr — 
die Kollegen, bei denen ich über die Reise berichtet 
habe, werden sich daran erinnern — habe ich gesagt: 
Ich glaube nicht, daß wir das bei uns schon durchfüh­
ren können. Erst die Arbeit an der Strafprozeßord­
nung und insbesondere die Erfahrungen, die der erste 
Stafsenat des Obersten Gerichts gerade auch bei der 
Absetzung seiner letzten Urteile gemacht hat, haben 
mich persönlich und dann nach Diskussion auch den 
ersten Strafsenat des Obersten Gerichts bewogen, daß 
wir, schon bevor diese Bestimmung in den Entwurf 
auf genommen war, von uns aus den Beschluß faßten: in 
der nächsten Sache setzen wir auf alle Fälle das Urteil 
in der Beratung ab!

Wir haben an unseren letzten Urteilen gegen die 
„Freiheitlichen Juristen“ und in der Kaiser-Sache ver­
hältnismäßig lange gearbeitet, und zwar deshalb, weil 
wir uns, nachdem die ersten Entwürfe fertig waren, 
bemüht haben, von der alten, breiten, erzählenden Ur­
teilsform, in der sie zunächst noch entstanden waren, 
loszukommen und sie in eine neue Form umzugießen.
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